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Karlsruhe , de

Nach einer religiöſen Anſprache von Prälat

D. Schmitthenner über Offenb . 14 , 6 u. 7 eröff⸗

net Kirchenpräſident Dr . Muchow um 11 Uhr vor⸗

mittags im Sitzungsſaale des Landtags die

Synode .

Nach Begrüßung der Abgeordneten führt er

aus :

Der Not gehorchend , nicht dem eigenen Trieb ,

hat die Kirchenregierung Sie hieher berufen .

Wir leiden immer noch unter den Folgen des

unglücklichen Ausgangs des K rieges und der in⸗

neren Wirren , die in Verbindung mit den über⸗

ſpannten Forderungen des Feindbundes unſere

Hoffnung auf Wiederherſtellung faſt völlig ver⸗

nichtet haben . Zwar ſorgt die emſige Notenpreſſe

für eine künſtliche Atmung . Ein Volk von 60

Millionen hat aber das Recht zu leben , nament⸗

lich das deutſche , das mit ſeiner chriſtlichen Kul⸗

tur alle Völker der Erde befruchtet hat . Gegen

den Vernichtungswillen der Feinde wehren wir

uns für unſere Exiſtenz . Man hat der Kirche oft

den Vorwurf gemacht , daß ſie im Kriege verſagt

habe . Mit Recht könnte man ſie ſchelten , wenn

ſie jetzt in dem Ringen unſeres Volkes um ſeine

leibliche und geiſtige Exiſtenz und um die Wie⸗

dergewinnung ſeiner nationalen Geltung müßig

beiſeite ſtehen würde . Die deutſch - evangeliſche

Kirche iſt doch auch die Kirche unſeres deutſchen

Luther , der bei all ſeinem Ringen um die ewigen
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und einzigen Heilsgüter der Menſchheit nie müde

geworden , mit Wort und Werk an der Heilung

der irdiſchen Not ſeines Volkes mitzuarbeiten .

„ Für meine Deutſchen bin ich geboren und ihnen

will ich dienen, “ hat Luther einmal geſaͤbst Und

was er geſagt hat , das hat er wahr gemacht . In

aller Demut , aber mit der trotzenden Kraft

deutſch evangeliſchen Weſens trat er der Welt

gegenüber und überwand ſie durch den Helden —

mut ſeines Chriſtusglaubens . Das iſt der Lu⸗

ther , den wir dauernd brauchen und heute , wo

unſer führerlos gewordenes Volk von einer Irre

in die andere geht , heute mehr als je . Wecken

wir dieſen Luthergeiſt ! Aber trachten wir dar⸗

nach , daß wir zuerſt davon erfaßt werden , damit

wir andern Kraft geben und die Hoffnung

wecken können , daß Gott uns hindurchführen

wird durch alle Wirren : „ Die auf den Herrn

harren , kriegen neue Kraft . “

Vor große Aufgaben iſt unſere Kirche geſtellt .

Dieſe Aufgaben erfordern gewaltige Mittel . Un⸗

ſer Etat 1921/22 ſieht 18½ Millionen in Aus⸗

gabe vor . Sie ſind überſchritten . Die neue Teue⸗

rung erreichte einen ſolchen Grad , daß die Teue⸗

rungszuſchüſſe zu den Gehältern erhöht werden

mußten . Die dazu erforderlichen Mittel mit

2½ Millionen hat uns der Staat zur Verfügung

geſtellt . Ich danke der Regierung und dem ver⸗

gangenen Landtag dafür . Infolge der neuen
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Teuerung müſſen wir uns nach neuen Mitteln

umſchauen . Wir haben uns an den Staat mit

der Bitte um Hilfe gewendet . Obwohl der Staat

ſelber in finanzieller Bedrängnis iſt , iſt er ge —

neigt uns den Fehlbetrag von 7½ Millionen aus

Staatsmitteln zur Verfügung zu ſtellen . Noch

hat allerdings der Landtag nicht geſprochen . Mit

dem herzlichen Dank an die Staatsregierung , die

uns die Hilfe in Ausſicht geſtellt hat , verbindet

ſich der Ausdruck der Hoffnung , daß die politi⸗

ſchen Vertreter dem Antrag auf Bewilligung

ſtattgeben .

Wie die angeforderten Mittel verwendet wer —

den ſollen , iſt aus den Vorlagen der Kirchen —

regierung zu erſehen :

Zuerſt das Nachtragsgeſetz . Die Haupt⸗

poſition darin iſt die Erhöhung der Bezüge .

Im Beſaoaldungsgeſetz iſt abgeſehen von

einer rheblichen Hinaufſetzung der Grundgehäl⸗
ter und der Kinderzulagen grundſätzlich nur das

eine geändert , daß jetzt auch ein beſonderer Orts —

zuſchlag gewährt werden ſoll , da anders eine völ —

lige Angleichung der Beſoldungen der Geiſtlichen
an die Gehälter der Staatsbeamten gleicher Ka —

tegorie unmöglich iſt . Von Aufnahme des ſtaat⸗
lichen Ortsklaſſenſyſtems iſt abgeſehen und zwar

aus denſelben Gründen , die bereits in der vori⸗

gen Synode eingehend erörtert wurden . Zwei⸗
drittel der Geiſtlichen würden bei Aufnahme des

ſtaatlichen Ortsklaſſenſyſtems in Ortsklaſſe E

kommen , die andern nach D. Das Mittel aus D

ergibt einen Ortszuſchlag von 3 800 / ( 2 000 %/

Wohnung , 1800 / und der Teuerungszuſchlag

ſind bar auszubezahlen ) . Damit können die

Pfarrer zufrieden ſein , auch die der größeren

Städte , welche Nebeneinnahmen haben , die nicht

zur Anrechnung kommen .

Die unſtändigen Geiſtlichen haben in

einer Vorſtellung an die Synode behauptet , ſie
ſeien ſchlechter geſtellt als die entſprechenden
Staatsbeamten . Wer ſich mit allen Einzelbeſtim⸗

mungen der Geſetze vertraut macht und die Ver —

ſchiedenheit der Anſtellungsverhältniſſe beizieht ,

der muß feſtſtellen , daß davon keine Rede ſein

kann . Der Staat gewährt ſeinen nicht planmäßi⸗

gen Beamten an Sonderteuerungszuſchlägen ſo⸗

viel , daß ſie in 4 Jahren den planmäßigen gleich⸗

geſtellt ſind und er läßt ſie auch in ihren Be⸗

zügen vorrücken , wie wenn ſie planmäßige Be⸗

amte wären . Wenn die Kirche dem Staat auf

dieſem Wege nicht folgte , ſo geſchah es , weil Vor —

teile auf der einen Seite die Nachteile auf der an⸗

deren Seite aufwiegen . Die Anſtellungsverhält⸗

niſſe unterliegen grundverſchiedener Beurteilung .
Der außerplanmäßige Beamte tritt nicht ſofort in

den Bezug des Anfangsſatzes der geſetzlich nor —

mierten Dienſtvergütung , ſondern erhält als Be⸗

amtenanwärter im Vorbereitungsdienſt und in

der Probedienſtzeit ſogenannte Unterhaltungszu⸗

ſchüſſe . Dieſe ſind erheblich geringer als die Ver⸗

gütungsſätze der unſtändigen Geiſtlichen . Der

Lehramtspraktikant bezieht beiſpielsweiſe im

Probejahr nur 457 der Beſoldungsſätze der

Beſoldungsklaſſe VIII . Auch in der Kirche iſt

nicht feſtgelegt , daß der Pfarramtskandidat die

Bezüge von Anfang an und dauernd erhält .

Tatſächlich aber liegt die Verwendung und Ver⸗

gütung von Ablegung der 2. Prüfung an vor , ſie

iſt faſt ausnahmslos . Der Staat ſperrt einem

Teile der von ihm geprüften Beamten zum gro⸗

ßen Teil den Zugang zu den ſtaatlichen Amtern .

Die Kirche anerkennt zwar auch nicht die Ver —

pflichtung , ſchlechthin jeden von ihr Geprüften

bei ſich unterzubringen , ſie tut es tatſächlich bei —

nahe ausnahmslos .

Das iſt nicht außer Acht zu laſſen . Noch et⸗

was : beim Staat ſind die Hinterbliebenen eines

nicht planmäßigen Beamten nicht verſorgungs —

berechtigt , bei der Kirche ſind ſie ' s . Dieſer Vor —

teil der jungen Geiſtlichen iſt nicht gering anzu⸗

ſchlagen . Ein weiteres wichtiges Moment iſt

das : Der Staat ernennt ſeine Beamten auf die

Stellen . Bei uns werden die meiſten Stellen

durch Wahl beſetzt . Würden wir einem Vikar

vom 6. Dienſtjahre an fortlaufend die Bezüge
eines Pfarrers zugeſtehen , ſo würde die Gefahr
beſtehen , daß mancher Vikar es vorziehen würde ,
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ſich in der Stadt feſtzuſetzen Wir haben aber

ein Intereſſe daran , daß alle Pfarramtskandida

ten ihren Dienſt im Dorfe beginnen . Das Alter

für die definitive Anſtellung betragt heute etwas

über 7 Dienſtjahre ; wer ſich umtut , wird mit

Dienſtjahren eine Pfarrſtelle bekommen . Es

in denen es einem unſtändigen
7

gibt gewiß Fälle ,

Geiſtlichen nicht gelingt , zeitig auf eine Pfarr

ſtelle zu gelangen . Da iſt die Frage berechtigt ,

ob nicht in einem einzelnen Fall eine Ausglei

chung gefunden werden könnte , und zwar durch

eine beſondere Vergütung Eine ſolche Anre

würde bei der Kirchenregierung eine wil
gung

Mo
lige Aufnahme finden Wenn man dieſe

mente zuſammenhält und daneben die allgemein

kirchlichen Bedürfniſſe und Intereſſen in Be

tracht zieht , kann man der Behauptung der un

ſtändigen Geiſtlichen von ihrer Benachteiligung

nicht zuſtimmen

Es iſt wegen der Gleichartigkeit unſerer

Pfarrämter keine Möglichkeit gegeben , den Geiſt

lichen in höhere Stellen aufrücken zu laſſen . Das

iſt auch bei den ö

ſie ihre Stellung von den Kirchengenoſſen im Be

S

D ekanen ausgeſchloſſen , ſolange

zirk erhalten . Wenn es möglich werden könnte ,

die Dekanate auf eine andere rechtliche Baſis zu

ſtellen und damit zugleich ihre Bedeutung mehr

zur Geltung gelangen zu laſſen , ſo würde den

Dekanen der Zugang zu Zwöflferſtellen eröffnet

werden

Es muß im übrigen mit Nachdruck darauf

werden , daß wir in der Geſtaltung

8 nicht frei , ſondern an
hingewieſen

unſeres Beſoldungsgeſetze

die Zuſtimmung des Staatsminiſteriums gebun⸗

den ſind . Dieſe Zuſtimmung aber würden wir

ſicherlich nicht finden , wenn wir in unſeren Be

ſoldungsſätzen weitergehen würden , als wir in

der Vorlage gegangen ſind .

Das dem betreffenden ſtaatlichen Geſetz ange

paßte Ruhegehaltsgeſetz enthält eine Ver⸗

ſchlechterung gegenüber dem bisherigen , indem

der Ruhegehalt jetzt nur noch 2%%55 des Einkom

mensanſchlags betragen ſoll und die Höchſtſtufe

erſt nach 40 Dienſtjahren erreicht werden wird .

Das Hinterbliebenenve rſorgungs⸗

geſetz enthält gleichfalls eine Verſchlechterung

durch die Neufaſſung des § 11. Bisher erhielt die

Witwe 30 / des letzten Dienſteinkommens ihres

Mannes , künftig 40 des Ruheſtandsgehaltes .

Der Staat mußte die Verſchlechterungen hinneh

men wegen ſeiner Abhängigkeit vom Reiche und

n ſie hinnehmen wegen unſerer Abhän

gigkeit vom Staate . Bei Härten kann die Kir⸗

chenregierung Abhilfe ſchaffen ; ſie hat ſchon Richt⸗

dafür aufgeſtellt , vorausgeſetzt daß der

wir müſſe

linien

Geſetzentwurf angenommen wird .

Zum Ruheſtandsgeſetz und zum

Dienſtgeſetz liegen Abänderungsvorſchläge

Ziff . 1 der Kirchenverfaſſung ſoll
vor . Bei 8 65

Wir müſſen von
der 2. Satz geſtrichen werden .

einer Beſtimmung loskommen , die ſchlechterdings

nicht erfüllt werden kann Alle Prinzipien müſ

ſen einen Boden haben , auf dem ſie ſich auswir⸗

ken können . Wo dieſer Boden fehlt , da muß auch

das Prinzip fallen .

Für alle Abänderungsvorſchläge liegen ge

druckte Begründungen in den Händen der Abge —

ordneten .

Bei der Frage der Patronats pf

handelt es ſich darum , ob die Kirche durch kirch

liches Geſetz die Patronatsrechte beſeitigen darf

oder nicht . Sie hat dieſes Recht bisher nicht ge —

habt und hat es auch heute nicht . Kein Zweifel

beſteht aber darüber , daß durch kirchliche Geſetze

die Kirche das Patronatsrecht nach Inhalt und

Umfang begrenzen und neugeſtalten darf , wenn

und inſoweit die kirchlichen Intereſſen das

fordern .

Wenn wir das Ternaverfahren jetzt auf alle

Patronatspfarreien ausdehnen wollen , und zwar

in der Form , wie wir ſie mit den Grundherren

ſchon vor längerer Zeit vereinbart haben , ſo ſoll

doch das Recht der Prüfung der kirchenrechtlichen

Begründung der Patronate im Einzelnen aus⸗

drücklich vorbehalten bleiben . Dabei ſoll aber

nicht verſchwiegen werden , daß uns die jetzt in

Vorſchlag gebrachte Beſchränkung , wenn ſie ge⸗

ſetzlich feſtgelegt wird , die Möglichkeit gäbe , an

dieſe Prüfung mit äußerſter Schonung und mit

weitgehendſter Zurückhaltung aller rechtlichen

rree

——

—

—
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Bedenken heranzutreten , als das ſonſt der Fall
wäre , und allen Patronen ihre jetzt erheblich ein⸗

geſchränkten Rechte unangetaſtet zu belaſſen , ſo —

lange ſich nicht im Einzelfall mit abſoluter Si⸗
cherheit ergeben würde , daß auch bei entgegen —
kommendſter Beurteilung von einer kirchenrecht —
lichen Begründung ihres Patronats ſchlechter —
dings keine Rede ſein könne . Ob mit dieſer ge —
ſetzlichen Regelung die Akten geſchloſſen ſind , iſt

fraglich . Es ſoll ausdrücklich erklärt werden , daß
einer freundlichen Ausgleichung der Weg auch
jetzt nicht verſperrt iſt .

Die Streichung von § 60 Ziff . 2 der KW iſt

notwendig . Im kirchlichen Grundgeſetz dürfen
nur Rechtsſätze ſtehen . Bliebe er ſtehen , ſo könnte
daraus abgeleitet werden , daß nicht nur die Be

ſeitigung , ſondern auch die Einſchränkung nur
auf dem Wege der Vereinbarung geſchehen könne .
Dieſe Interpretation wäre zwar grundfalſch ,
wenn ſie aber überhaupt denkbar iſt , dann iſt
die zweifelsfreie Klarſtellung des Willens des
Geſetzgebers der einzige Weg , allen Weiterun⸗
gen , die ſich aus einer ſolchen unrichtigen Inter —
pretation des Geſetzes ſelbſt ergeben könnten ,
von vornherein vorzubeugen und demgemäß das
Geſetz ſelbſt entſprechend zu ändern .

Einer Dankespflicht muß noch genügt
werden . Der Präſident des Badiſchen Landtags

Herr Miniſterialrat Dr . Wittemann hat uns
dieſen Saal und mehrere Zimmer bereitwilligſt
zur Verfügung geſtellt , und das , trotzdem der
Landtag gegenwärtig tagt . Wir ſind ihm herzlich
dafür dankbar . — Und nun ſchenke Gott Ihnen
Weisheit , Gerechtigkeit und Stärke zu dem Werk ,
zu dem Sie jetzt berufen ſind , uns allen Gnade ,
daß wir Frucht bringen ünd als treue Knech
ſeinem Dienſt erfunden werden !

Präſident Keller begrüßt die Erſchienenen und
verpflichtet die neueingetretenen Mitglieder Haag
und Rohde . Er teilt ſodann mit , daß er die Vor⸗
lagen der Kirchenregierung und Geſuche des Kir —
chenvorſtands St . Blaſien und der unſtändigen
Geiſtlichen von ſich aus vorbehaltlich der Zuſtim⸗
mung der Synode dem Verfaſſungsausſchuß
bezw . dem Finanzausſchuß überwieſen habe , die

te in
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von der Kirchenregierung gemäß § 8 Abſ . 2

Geſch . O. ſchon auf Mittwoch , den 22 . Februar
1922 einberufen waren . Die Synode erklärt ſich
damit einverſtanden .

über den erſten Gegenſtand der Tagesord⸗
nung Aufwandsentſchädigung der Abgeordneten
berichtet Abgeordneter Seitz : Der Finanzausſchuß
hat der Vorlage eine etwas andere Geſtalt ge —
geben . Statt der vorgeſchlagenen Erhöhung der
Sätze auf 100 bezw . 50 / ſoll das Geſetz vom
19. September 1914 bezw . 19. Juni 1921 beſtehen
bleiben , es ſoll jedoch zur Tagesgebühr ein Teue⸗
rungszuſchlag gewährt werden , deſſen Betrag
von der Landsſynode feſtzuſetzen iſt . Bis auf
weiteres ſoll er 100 % betragen . Der Antrag des

Ausſchuſſes wird einſtimmig anugenommen .
Über die Vereinigung der Kirchengemeinde

Haslach mit der Kirchengemeinde Freiburg be
richtet Abgeordneter Fiſcher :

Die Vereinigung iſt notwendig , um die evan⸗
geliſchen Intereſſen in dem Vorort zu ſtärken .
Die Beteiligten ſind einverſtanden , eine Verein —

barung zwiſchen ihnen vom 20 . Dezember 192t iſt
Geſetzentwurf zu Grunde gelegt . Die ſtaat⸗

liche Genehmigung iſt nachgeſucht ; das Geſetz ſoll

vorbehaltlich ihrer Erteilung erlaſſen werden .
Der Ausſchuß empfiehlt die Annahme des von
der Kirchenregierung vorgelegten Geſetzentwurfs .

Abgeordneter Seitz dankt als Dekan des Kir⸗
chenbezirks Freiburg für die Vorlage und unter⸗
ſtützt den Antrag aufs wärmſte .

Der

dem

Entwurf wird darauf einſtimmig ange⸗
nommen .

Abgeordneter Kattermann dankt der Kirchen⸗
regierung für die raſche und energiſche Förde —
rung der Sache und der Synode für die freudige
Zuſtimmung .

über die Frage der nachträglichen Zuſtim⸗
mung der Landesſynode zu den vorläufigen Ver⸗
fügungen der Kirchenregierung , die Dienſtbezüge
der Geiſtlichen betr . , erſtattet namens des Finanz⸗
ausſchuſſes Abgeordneter Dittes Bericht und
empfiehlt die Annahme der Vorlage ( Anl . II ) .

Der Autrag wird einſtimmig angenommen .

Schluß der Sitzung gegen 1 Uhr .
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